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Gemeinden zahlen übermäßig für Finanzausgleich

Sozialausgaben und Länderfinanzausgleich belasten Gemeinden doppelt

Stuttgart. Die Städte und Gemeinden müssen übermäßig für den Länderfinanzausgleich bluten. Das stellt der Gemeindetag in einer Studie fest. Der Anteil der Kommunen am Steueraufkommen liege unter 43 Prozent, sie sollen aber 56 Prozent der Leistungen des Landes im Länderfinanzausgleich tragen. Der Kommunale Landesverband verlangt deshalb von der Landesregierung, dass sie ihre Pläne aufgibt, die Kommunen überproportional zum bundesweiten Finanzausgleich zwischen den Ländern heranzuziehen.

Systemfehler bei der Berechnung der Steuerkraft

Die Ursache für die übermäßige Belastung sieht der Gemeindetag in einem Systemfehler bei der Berechnung der Steuerkraft. Das Land überlasse den Kommunen Steueranteile für die Erledigung übertragener Aufgaben. Zu diesem Ausgleich sei es nach der Verfassung verpflichtet. „Diese Steueranteile dürfen nicht als kommunale Steuerkraft angerechnet werden, wie das derzeit geschieht, verlangte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Dr. Christian O. Steger.

Besonders deutlich werde das am Beispiel der Eingliederungshilfe für behinderte Menschen. Diese nicht originär kommunale Aufgabe werde in mehr als der Hälfte der Flächenstaaten ganz oder zum Teil vom Land erledigt und finanziert. In Baden-Württemberg sei die Aufgabe den Kommunen – den Landeswohlfahrtsverbänden bzw. den Kreisen - zugewiesen und über den kommunalen Finanzausgleich und Umlagen finanziert. Durch die Anrechnung dafür übertragener Steueranteile als kommunale Steuerkraft entlaste sich das Land zu unrecht.

Land entlastet sich zulasten seiner Gemeinden

Mehr noch: „Die Kommunen sind doppelt belastet. Sie haben die enormen Ausgabensteigerungen für die Eingliederungshilfe zu tragen und werden dafür bei der Abrechnung des Länderfinanzausgleichs noch bestraft,“ bemängelte Steger.

Würde das Land die Eingliederungshilfe selbst übernehmen und die entsprechenden Steueranteile behalten, fiele der Anteil der Kommunen am Länderfinanzausgleich geringer aus.

„Das gilt erst recht, wenn die Landesregierung den kommunalen Anteil ab 1.1.2005 noch erhöht. Die Gemeinden würden dadurch mit 133 Millionen Euro zusätzlich belastet, während das Land sich um 213 Millionen Euro entlasten könne,“ sagte Steger.

„Die kommunale Beteiligung am Länderfinanzausgleich muss für 2004 auf 41 Prozent reduziert werden. Das ist der Anteil, der dem kommunalen Steueraufkommen entspricht,“ forderte Steger. „Das Land entlastet sich zulasten seiner Gemeinden.“

Verfassungsrechtlich fragwürdig

Die Einbeziehung der Gemeinden in den Länderfinanzausgleich mit über 50 Prozent sei ohnehin verfassungsrechtlich fragwürdig. Der Länderfinanzausgleich sei auf einen Ausgleich unter den Ländern gerichtet. Einen bundesweiten kommunalen Finanzausgleich gebe es nicht.

Der Gemeindetag habe die Frage in die Finanzverteilungskommission eingebracht. Dieses nach einem Urteil des Staatsgerichtshofs eingerichtete, paritätisch besetzte Gremium soll dem Landtag Empfehlungen zur Finanzverteilung zwischen Land und Kommunen geben. Nach Einschätzung Stegers, derzeit Vorsitzender der Kommission, ist eine Lösung nicht ohne den Rat unabhängiger Finanzwissenschaftler zu erwarten. Die Studie des Gemeindetags weise aber in einem Teilbereich schon sehr deutlich auf die wesentlichen Ursachen der immer größeren Schieflage hin.
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